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Was bringt es, wenn Eltern die
Schule für ihr Kind aussuchen?
Pia Amacher: Heute können dies
nur die reichen, es sollen aber
alle Eltern die beste Schule für
ihr Kind wählen können, sei
diese nun privat oder staatlich.
Auch innerhalb der Staatsschu-
len soll Wahlfreiheit bestehen.
Mit der freien Schulwahl könn-
ten auch vom Staat geschlosse-
ne Dorfschulen in freier Träger-
schaft weitergeführt werden.

Wenn die Schüler fehlen, ist eine
Dorfschule auch mit freier Schul-
wahl nicht zu retten.
Doch, wenn sie attraktiv ist und
ein tolles Angebot aufbaut.
Dann kann sie Schüler aus an-
deren Dörfern anziehen. So ent-
steht eine pädagogische Kon-
kurrenz. Schulen müssen sich
ein Profil geben, was ihnen gut
tut. Das Niveau wird steigen.

Führt die freie Schulwahl nicht zu
einer Ghettoisierung?
Die haben wir jetzt schon. In
Städten gibt es Schulhäuser mit
fast 100 Prozent Migrantenkin-
dern und nicht weit davon ent-
fernt Schulen, welche fast aus-
schliesslich Schweizer Kinder
aus Villenquartieren besuchen.

Das wird sich mit der freien
Schulwahl noch verstärken.
Nein. Wem die Schule im Quar-
tier nicht passt, muss es sich
heute leisten können, sein Kind
in eine andere Schule zu schi-
cken. In Zukunft könnten das
alle tun, auch finanziell weniger
gut gestellte Eltern.

Nicht alle Eltern werden sich um
die beste Schule bemühen kön-
nen.

I N I T I A T I V E I N V E R S C H I E D E N E N K A N T O N E N

«Eltern sollen die Schule wählen»
Nicht Behörden, sondern
Eltern sollen die Schulwahl
treffen, fordert Pia Ama-
cher. Sie präsidiert die El-
ternlobby, die in einigen
Kantonen Initiativen für die
freie Schulwahl lanciert.
Am Wochenende kommts
zur ersten Abstimmung.

Aber das darf doch nicht dazu
führen, dass jene sich nicht dar-
um bemühen dürfen, welche es
können! Zudem: Unterschätzen
Sie ausländische Eltern nicht.
Viele sind sehr ehrgeizig und
kümmern sich um die Schulbil-
dung ihrer Kinder, weil sie wol-
len, dass es die nächste Genera-
tion besser hat.

Sie glauben also nicht, dass die
Initiative eine Schere zwischen
guten und schlechten Schulen
öffnet?
In Holland hat man dagegen ein
Rezept gefunden: Je tiefer der
Bildungsstandard der Eltern,
desto mehr Schulgeld zahlt der
Staat für das Kind. Das bedeutet,
dass den sogenannten Ghetto-
schulen mehr Geld zur Verfü-
gung steht als den Villenschu-
len. Sie können ihr Angebot at-
traktiver gestalten und Förder-
massnahmen anbieten. Dies
wiederum macht die Schule für
andere Kinder attraktiv und er-
möglicht eine bessere Durchmi-
schung im Gymnasium.

Unterschiedlich hohes Schulgeld
fordern Sie aber nicht.
Nein, aber es wäre später eine
Möglichkeit, um den ungerech-
ten Bildungschancen entgegen-
zuwirken. Die Organisation für
wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (OECD) kriti-
siert, die Schweiz belege punkto
Chancengleichheit im europäi-
schen Bildungswesen einer der
hintersten Ränge. Das verwun-
dert nicht, denn es ist eine Tatsa-
che, dass nicht jedes Kind in einer
Staatsschule optimal gebildet
werden kann. Aber heute kann
nur, wer Geld hat, etwas daran
ändern und sein Kind in eine Pri-
vatschule schicken.

Schulen müssten Werbung für
sich machen, Kantone Kontrollen
garantieren. Das kostet.
Viele Kinder benötigen in der
staatlichen Schule sonderpäda-
gogische Massnahmen, das kos-
tet auch viel Geld. Ein Teil dieser
Kosten würde eingespart, wenn
das Kind eine Schule besuchen
könnte, deren Modell ihm bes-
ser entspricht.

Ist es für das Kind nicht das Bes-
te, wenn es die nahe Schule des
Quartiers besucht, in die auch
seine Kameraden gehen?
Doch, das hat sicher oberste
Priorität. Auch mit der freien
Schulwahl werden die meisten
Eltern ihre Kinder in das nächst-
gelegene Schulhaus schicken,
weil das die beste Lösung ist.
Aber wenn es einem Kind in die-
ser Schule nicht gut geht, dann
können es die Eltern heute nicht
aus der Klasse nehmen, sondern
muss zuerst die Schulleitung in

eine Abklärung einwilligen, was
Monate oder gar Jahre dauern
kann. In dieser Zeit leidet das
Kind. Das darf nicht sein. Nicht
die Behörden, sondern die El-
tern sollen über die Art der Bil-
dung ihres Kindes entscheiden,
denn sie tragen die Verantwor-
tung für das Kind.

Schweizweit sollen dank dem
Projekt HarmoS die Schulen har-
monisiert werden, und Bildungs-
standards sollen überall das glei-
che Niveau garantieren. Ist da

die freie Schulwahl überhaupt
noch nötig?
HarmoS und freie Schulwahl ha-
ben nichts miteinander zu tun.
Wenn Eltern HarmoS toll finden,
dann wählen sie für ihr Kind ein
HarmoS-Modell. Wenn sie mit
den Zielen von HarmoS nicht
einverstanden sind, dann kön-
nen sie eine andere Schule wäh-
len wie etwa die Steiner-Schule.

Droht nicht ein Bildungschaos?
Auch Privatschulen müssen
Kernziele erreichen, welche die
Kantone ihnen vorschreiben,
und sie müssen garantieren,
dass der Übertritt in eine Stan-
dardschule jederzeit gewährleis-
tet ist, sonst erhalten sie gar kei-
ne Bewilligung. Nur erreichen
sie ihre Ziele über andere Wege
als die Standardschule.

Interview: Brigitte Walser

Pia Amacher ist Präsidentin der Elternlob-
by.ch. Als Lehrerin hat sie an Schulen so-
wohl in staatlicher als auch in freier Träger-
schaft gearbeitet.

Bernhard Pulver, Erziehungsdi-
rektor des Kantons Bern, nennt
ein Beispiel: «Das Kind leidet in
der Schule, die Eltern orten die
Hauptschuld bei der Schule, für
sie kommt nur ein Schulwechsel
oder eine Privatschule in Frage.
Die Fronten verhärten sich, eine
Einigung ist nicht möglich.»
Zum Glück begegne er solchen
Situationen nur selten, sagte
Pulver an der gestrigen Medien-
konferenz der Grünen Schweiz.
Doch so gesehen sei die Forde-
rung nach der freien Schulwahl
verständlich. Die Frage sei aber,
ob man wegen Einzelfällen das
gesamte System umstellen
müsse.

Weil im Kanton Bern noch kei-
ne Initiative zur freien Schul-
wahl lanciert wurde, hat der Ber-
ner Regierungsrat dazu bisher
auch nicht Stellung bezogen.

Private Schulen unterstüt-
zen, ohne gleich das ganze
System umzukrempeln.
Dies ist die Devise des Ber-
ner Erziehungsdirektors.

Vor den Medien äusserte Pulver
aber einige grundsätzliche Be-
denken zur Initiative. Zudem
hat der Grosse Rat des Kantons
Bern abgelehnt zu prüfen, wie
sich die freie Schulwahl inner-
halb der staatlichen Schule aus-
wirken würde.

Unterstützen statt belasten
Die staatliche Volksschule sei
eine urdemokratische Einrich-

tung, sagte Pulver. «Sie ermög-
licht, dass Kinder lernen, sich
unter den verschiedenartigsten
Menschen zu bewegen.»

Wenn nun plötzlich der Markt
voll eingreife, könnten nicht alle
gleichermassen davon profitie-
ren. «Freie Schulwahl setzt eine
hohe Mobilität voraus, sie för-
dert die soziale Segregation der
Gesellschaft, und Angebote von
privaten oder anderen kommu-

nalen Schulen bleiben aus Platz-
gründen beschränkt», so Pulver.
Statt für eine freie Schulwahl
plädiere er für eine stärkere Un-
terstützung der staatlichen
Schule. «Die freie Schulwahl
würde das System Volksschule
mit einer neuen, unausgereiften
Reform zusätzlich belasten.»

Keine Angst vor Konkurrenz
Privatschulen seien für staatli-
che Schulen bereits heute eine
willkommene Konkurrenz, so
Pulver. «Neues, Anderes soll
Platz haben, denn davon profi-
tiert auch die Volksschule.» Der
Kanton Bern unterstütze Privat-
schulen finanziell, wenn diese
eine nachhaltige Nachfrage do-
kumentieren. Einzelne Privat-
schulen würden schon seit vie-
len Jahren 2000 Franken pro
Kind und Jahr erhalten, was et-
wa 20 Prozent der Schulkosten
umfasse. Mit diesem Vorgehen
habe man gute Erfahrungen ge-
macht. Ab nächstem Jahr wür-
den deshalb noch mehr Schulen
diese Unterstützung erhalten.

Brigitte Walser

U N T E R S T Ü T Z U N G

Die Grünen erklärten gestern
vor den Medien in Bern, wes-
halb sie die in verschiedenen
Kantonen lancierte Initiative
zur freien Schulwahl ableh-
nen. Sie nannten drei Grün-
de: die Entsolidarisierung,
den «Kindertourismus» und
die mangelnde Planungssi-
cherheit. Im Kanton Basel-
land erhält die Initiative Un-
terstützung von der SVP, den
Grünliberalen und den Jung-
freisinnigen. Auf nationaler
Ebene befürworten Politiker
verschiedener Parteien die
freie Schulwahl, so etwa die
Nationalräte Filippo Leuten-
egger (FDP, ZH), Chantal
Galladé (SP, ZH) oder Bastien
Girod (Grüne, ZH). Der Präsi-
dent des Lehrerdachver-
bands, Beat W. Zemp, lehnt
die Initiative ab. bw

A M W O C H E N E N D E

Abstimmung
in Baselland
Alle Eltern sollen frei wählen
können, in welche staatliche
oder private Schule sie ihr
Kind schicken wollen. Privat-
schulen sollen vom Kanton
die gleichen finanziellen
Mittel erhalten wie öffentli-
che Schulen, sofern sie einen
Zugang ohne ethnische, re-
ligiöse oder finanzielle Ein-
schränkungen gewährleis-
ten. Dies fordert eine Initiati-
ve, über welche am Wochen-
ende im Kanton Basel-Land-
schaft abgestimmt wird. Sie
wurde vom Verein Elternlob-
by Schweiz lanciert. In den
Kantonen Thurgau und So-
lothurn werden derzeit Un-
terschriften für eine gleich
lautende Initiative gesam-
melt, in den Kantonen Ba-
selstadt, Waadt, St. Gallen,
Zürich, Luzern und Aargau
sind die Initiativen in Vorbe-
reitung. bw

Die 430 Angestellten des IWB
werden ihre Arbeit für einen Tag
ruhen lassen und stattdessen
Bundesrat Moritz Leuenberger
einen «Höflichkeitsbesuch» ab-
statten, wie Arbeitervertreter
Gianni Frizzo, der Präsident des
Streikkomitees, gestern in Bel-
linzona sagte. Dem Verkehrsmi-
nister soll ein Schreiben überge-
ben werden. Darin wird der SBB-
Verwaltungsrat aufgefordert, die
geplanten Restrukturierungs-
massnahmen auf Eis zu legen.
Nach Ansicht der Angestellten
sind die Pläne nicht durchdacht.

Frizzo und Mitstreiter werfen
der SBB-Spitze vor, keinen mit-
tel- bis langfristigen Business-
plan für das IWB zu haben. Bevor
die Angestellten nicht schriftli-
che Antworten auf die wichtigs-
ten Fragen hätten, würden sie
dem geplanten Wechsel zur Ab-
teilung Personenverkehr nicht
zustimmen. Ohne verbindliche
Antworten werde das latente
Misstrauen der Angestellten in
die SBB-Führung weiter genährt.

Die Angestellten befürchten
durch einen Wechsel zur Divisi-
on Personenverkehr Nachteile.
Denn die Abteilung Cargo wäre
dann nicht mehr «Besitzer»,
sondern bloss noch Kunde des
IWB. Den Angestellten bereitet
dieses Szenario Sorgen, da die
Cargo – von der rund 70 Prozent
der Aufträge stammen – Druck
auf die Preise ausüben könnte.

«Faktisch wären wir auf Ge-
deih und Verderb der Chefetage
von SBB Cargo ausgesetzt», sag-
te Gianni Frizzo. Dass das Ver-
hältnis der Angestellten in Bel-
linzona zu Cargo-Chef Nicolas
Perrin nicht das beste ist, weiss
seit dem 7. März das ganze Land.
Damals beschlossen die Ange-
stellten des IWB gegen den ge-
planten Stellenabbau mit einem
Streik zu protestieren. Dieser
dauerte 33 Tage. Die SBB-Spitze
beschloss daraufhin, den ge-
planten Stellenabbau rückgän-
gig zu machen. sda

S B B / B E L L I N Z O N A

Protest
in Bern
Im SBB-Industriewerk
Bellinzona (IWB) herrscht
wieder dicke Luft. Für Frei-
tag ist eine grosse Protest-
aktion in Bern geplant.

Der Thuner Spezialsägenherstel-
ler Meyer Burger will die franzö-
sische Siliziumblöcke-Herstelle-
rin Emix nun doch nicht über-
nehmen. Angesichts des schwie-
rigen konjunkturellen Umfeldes
sei der Zeitpunkt für die Trans-
aktion nicht ideal, schreibt Mey-
er Burger in einer Mitteilung von
gestern Abend.

Beide Unternehmen seien
aber weiterhin vom Kristallisati-
onsverfahren für multikristalli-
ne Siliziumblöcke der Emix
überzeugt. Gemeinschaftlich
werde an der Fortführung der
Technologie und deren Markt-
einführung gearbeitet.

Ende Juli hatte Meyer Burger
angekündigt, rund 76 Prozent
des Emix-Aktienkapitals über-
nehmen zu wollen. sda

M E Y E R B U R G E R

Übernahme
geplatzt
Der Thuner Solarzulieferer
Meyer Burger verzichtet
auf die im Sommer ange-
kündigte Übernahme der
französischen Emix.

«Die freie Wahl nützt nicht allen»
Quer durch fast
alle Parteien

Pia Amacher, Präsidentin des Vereins Elternlobby.ch.

Erziehungsdirektor Bernhard Pulver (rechts) und Felix Wettstein
von der Fachhochschule Nordwestschweiz lehnen die freie Schulwahl ab.
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